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§31

Bürgschaft

(1) Kollektive der Werktätigen können sich verpflichten, die Bürgschaft über 
den Rechtsverletzer zu übernehmen und dem Gericht Vorschlägen, eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug auszusprechen. Ausnahmsweise können auch einzelne, zur Er­
ziehung des Täters befähigte und geeignete Bürger die Bürgschaft übernehmen.

(2) Bestätigt das Gericht im Urteil die Übernahme der Bürgschaft, sind das 
Kollektiv oder der Bürge, der sie beantragt hat, verpflichtet, die Erziehung des 
Rechtsverletzers zu gewährleisten.

(3) Die durch die Bürgschaft übernommene Verpflichtung erlischt nach Ablauf 
eines Jahres. Bei Verurteilung auf Bewährung kann sie für eine längere Dauer, 
jedoch nicht über die Bewährungszeit hinaus bestätigt werden.

(4) Entzieht sich der Verurteilte böswillig der Bewährung und Wiedergut­
machung, kann das Kollektiv oder der Bürge beim Gericht den Vollzug der mit 
einer Verurteilung auf Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe beantragen.

(5) Das Gericht bestätigt auf Antrag des Kollektivs oder des Bürgen das Er­
löschen der Bürgschaft, wenn die Voraussetzungen für die Erfüllung der mit der 
Bürgschaft verbundenen Verpflichtungen weggefallen sind.

§32

Pflichten der Betriebe, Genossenschaften und 
gesellschaftlichen Organisationen

Wird eine Strafe ohne Freiheitsentzug ausgesprochen, so sind die Leiter der 
Betriebe, der staatlichen Organe und Einrichtungen, die Vorstände der Genossen­
schaften und die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen, in deren Bereich 
der Verurteilte arbeitet und lebt, verpflichtet, die erzieherische Einwirkung des 
Kollektivs auf den Verurteilten zu gewährleisten.

§33

Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der Täter dazu angehalten werden, 
durch gewissenhafte Erfüllung seiner Pflichten und Bewährung in der Arbeit und 
in seinem persönlichen Leben seine Tat gegenüber der Gesellschaft wiedergutzu­
machen, seine gesellschaftliche Verantwortung zu erkennen und ernst zu nehmen 
und das Vertrauen der Gesellschaft auf sein künftig verantwortungsbewußtes 
Verhalten zu rechtfertigen.

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im Urteil eine Bewährungszeit 
von einem Jahr bis zu drei Jahren festgesetzt, mit der dem Verurteilten bestimmte 
Pflichten auferlegt werden können. Zugleich wird eine Freiheitsstrafe für den Fall 
angedroht, daß der Verurteilte seiner Pflicht zur Bewährung schuldhaft nicht nach-


